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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung
Kriminalitat

Die Volksabstimmung Uber die Volksinitiative fand am 30. November statt und endete
mit einem knappen Sieg der Initiantinnen. Die Kampagne war praktisch inexistent
gewesen. In den Medien erklarten zwar Politiker und Juristen die Unzulénglichkeiten
des Volksbegehrens. Beflrworter, die ihre Argumente vortrugen, liessen sich aber kaum
finden. Inserate und Plakate waren fast keine auszumachen. Etwas intensiver verlief die
Diskussion in der Westschweiz, wo die Initiantinnen und ihre 2001 nach belgischem
Vorbild gegrindete Organisation ,Marche blanche™ und deren Présidentin Christine
Bussat zu Hause sind, und wo sie am Fernsehen auftraten. Von den Parteien stellten
sich nur die SVP und die kleinen Rechtsparteien EDU, Lega und SD hinter das
Volksbegehren, ohne aber daftr viel Werbung zu machen.

Ahnlich wie 2004 bei der Volksinitiative fiir die lebensléngliche Verwahrung von Sexual-
und Gewalttatern gab es wieder eine Uberraschung: Das Volk stimmte der Initiative mit
1'206'323 Ja gegen 1'119'119 Nein zu, und bei den Stdnden waren die BeflUrworter mit 16
4/2 Ja gegen 4 2/2 Nein in der Mehrheit. Die Beteiligung lag mit 47,5% leicht Gber dem
Mittel. Abgelehnt hatten einzig die Westschweizer Kantone Genf, Waadt, Neuenburg
und Bern, sowie Obwalden und Appenzell Innerrhoden. Am deutlichsten Ja sagten die
Westschweizer Kantone Freiburg und Wallis sowie Tessin, Schwyz, St. Gallen und
Schaffhausen. In der Presse wurde dieses Ergebnis als ein Bekenntnis zugunsten der
Opfer von Gewalttaten und fur hartere Strafen interpretiert. Die Vox-Analyse zeigte,
dass trotz der unterschiedlichen Parolen die Parteisympathie keine Rolle flr den
Abstimmungsentscheid gespielt hatte. Eine gewisse Rolle kam hingegen der formalen
Bildung zu, indem Personen mit einem Hochschulabschluss die Vorlage ablehnten,
allerdings mit einem Neinanteil von 56% auch nicht Gberwaltigend. Das Hauptargument
der Beflrwortenden war, dass der sexuelle Missbrauch von Kindern eine derart schwere
Straftat sei, dass sie nie verjahren durfe.

Abstimmung vom 30. November 2008

Beteiligung: 47,5%
Ja: 1'206'323 (51,9%) / 16 4/2 Stande
Nein: 1'"119'119 (48,1%) / 4 2/2 Sténde

Parolen: Ja: SVP (3)*, EDU, SD, Lega.
Nein: FDP (2)*, CVP (2)*, SP, GP, BDP, GLP, EVP, LP, CSP, PdA, FPS.
*In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen '

Parteien, Verbande und Interessengruppen

Parteien
Linke und 6kologische Parteien

Bei den eidgendssischen Abstimmungen verwarf der Zentralvorstand den Beitritt zum
IWF und die Revision des Stempelsteuergesetzes, empfahl hingegen beide Vorlagen
zum Gewasserschutz, den Zivildienst- und den Gentechnologieartikel sowie die
Sexualstrafrechtsreform zur Annahme. Ebenso unterstiutzte die PdA die
Krankenkassen- und die Tierversuchsinitiative, die NEAT sowie den EWR-Beitritt.
Stimmfreigabe wurde zur Vorlage uUber das béauerliche Bodenrecht beschlossen. Die
abgespaltene Basler «PdA (-gegriindet) 1944» stellte sich gegen den EWR-Beitritt 2

1) BBI, 2009, S. 605 ff.; Presse vom 1.12.08; Krémler, Oliver / Milic, Thomas / Rousselot, Bianca, Vox - Analyse der
eidgendssischen Abstimmung vom 30. November 2008, Zirich und Bern 2009.; Presse vom 1.10.-29.11.08; LT, 24.11.08 (zum
Fehlen einer Kampagne).

2) NF vom 17.3.92; NZZ vom 29.10.92; BaZ vom 2.12.92
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